
Unternehmer, die innergemeinschaft-
liche Lieferungen oder grenzüberschrei-
tende Dienstleistungen, für die die Steu-
erschuld auf den Leistungsempfänger 
übergeht, ausführen, sind zur Abgabe 
einer Zusammenfassenden Meldung ver-
pflichtet.

Eine Zusammenfassende Meldung hat 
jeder Unternehmer einzureichen, der

 � innergemeinschaftliche Lieferungen 
durchführt;

 � Gegenstände seines Unternehmens 
in das übrige Gemeinschaftsgebiet zu 
seiner Verfügung verbringt (ausge-

nommen Gegenstände zur vorüber-
gehenden Verwendung im anderen 
EU-Mitgliedstaat);

 � in EU-Mitgliedstaaten steuerpflich-
tige sonstige Leistungen ausführt, 
für die der Leistungsempfänger die 
Steuer schuldet;

 � als Erwerber bei einem Dreiecks- 
geschäft steuerpflichtige Lieferungen 
getätigt hat.

Die Zusammenfassende Meldung muss 
bei dem für die Erhebung der Umsatz-
steuer zuständigen Finanzamt erfolgen. 
Sie gilt als Steuererklärung und kann mit 
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Unternehmer, die innerhalb der EU Warenlieferungen oder bestimmte grenz- 
überschreitende Dienstleistungen ausführen, müssen beim Finanzamt eine Zusam-
menfassende Meldung (ZM) einreichen. Diese Verpflichtung ist Teil des Mehrwert-
steuer-Informationsaustauschsystems (MIAS) der EU-Mitgliedstaaten und wird ab 
2020 deutlich aufgewertet.
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Das Karfreitags-Urteil und seine Folgen finden Sie auf Seite 4
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Steuern im Jahr 2019

Es gibt in dieser Ausgabe viele inte-
ressante Artikel und Neuerungen zum 
Lesen, wie zB die neuen Regelungen 
zum Karfreitag, Urlaubsverjährung und 
Liebhaberei im Steuerrecht!

Gespannt sind wir immer noch über 
die Details der geplanten Steuerreform 
– durch die Medien hört man immer 
wieder einige Schwerpunkte, aber fix 
ist noch nichts! In den nächsten Aus-
gaben werden wir je nach Fortschritt 
darüber berichten.

Melden Sie sich und wir vereinbaren 
einen Termin, um Ihre persönliche Si-
tuation zu durchleuchten.

Wir helfen Ihnen gerne weiter.

Als besonderen Service haben wir 
alle unsere Klientenmagazine auf 
unserer Homepage online gestellt 
– Register „Aktuelles“.

Nutzen Sie unsere NEUE HOMEPAGE. 

Alle Ansprechpersonen und die neu-
esten Infos und Tipps auf einen Klick: 

www.sbu-steuerberatung.at

SBU Wirtschaftstreuhand und Steuer- 
beratungs GmbH 

Dipl.BW Gerhard Traunfellner MBA
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einer Zwangsstrafe erzwungen werden. 
Werden Zusammenfassende Meldungen 
vorsätzlich nicht eingereicht, kann es so-
gar zu einem Finanzstrafverfahren kom-
men. Die vorsätzliche Nichteinreichung 
stellt eine Finanzordnungswidrigkeit dar 
und ist mit Strafen bis zu € 5.000,-- be-
droht.

Abhängig vom Umsatz des Vorjahres 
sind bei innergemeinschaftlichen Sach-
verhalten Zusammenfassende Mel-
dungen wie folgt zu erstellen:

Bis zu einem Vorjahresumsatz von  
€ 100.000,-- ist die Zusammenfassende 
Meldung vierteljährlich zu erstellen. 
Wurde im Vorjahr mehr als € 100.000,-- 
 Umsatz erzielt, so ist die Zusammenfas-
sende Meldung monatlich zu erstellen. 
Eine Zusammenfassende Meldung ist je-
doch nur erforderlich, wenn ein melde-
pflichtiger Umsatz erbracht wurde. Eine 
Leermeldung ist somit nicht erforderlich.

Die am Binnenmarkt beteiligten Unter-
nehmer haben bis zum Ablauf des auf 
den Meldezeitraum (Kalendermonat 
oder Kalendervierteljahr) folgenden Ka-
lendermonats die  Zusammenfassende 
Meldung beim Finanzamt einzureichen. 
Die Zusammenfassende Meldung ist 
somit spätestens 15 Tage vor der Um-
satzvoranmeldung beim Finanzamt ein-
zureichen! In der Zusammenfassenden 
Meldung sind die UID-Nummern der 
Geschäftspartner sowie der Gesamt-
wert der jeweiligen Umsätze des Mel-
dezeitraums anzugeben. Maßgeblich 
für die Meldung an das Finanzamt ist 

keine Anwendungsvoraussetzung für 
die Steuerbefreiung einer innergemein-
schaftlichen Lieferung ist. Im Rahmen der 
Änderung der Mehrwertsteuersystem-
Richtlinie wurde die Zusammenfassende 
Meldung jedoch deutlich aufgewertet. 
Ab 2020 gilt die Steuerbefreiung für in-
nergemeinschaftliche Lieferungen nicht, 
wenn der Lieferant der Verpflichtung 
zur Abgabe einer Zusammenfassenden 
Meldung nicht nachgekommen ist, oder 
die Zusammenfassende Meldung nicht 
die korrekten Angaben zur Lieferung 
enthält. Unterlässt der liefernde Unter-
nehmer somit die Meldung der inner-
gemeinschaftlichen Lieferung beim Fi-
nanzamt im Rahmen der Zusammenfas-
senden Meldung, wird ihm ab 1.1.2020 
die Steuerbefreiung versagt.
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Wenn im Steuerrecht von Liebhaberei 
die Rede ist, sind in aller Regel keine 
amourösen Abenteuer sondern meist 
weniger erfreuliche Sachverhalte ge-
meint. Es geht schlicht und einfach 
um die Frage, ob es sich bei der ver-
lustträchtigen Betätigung eines Steu-
erpflichtigen um eine Einkunftsquelle 
handelt oder nicht. 

Bei der Thematik der Liebhaberei geht 
es vor allem darum, ob Verluste, die 
bei einer Betätigung entstehen, gegen 
Gewinne aus anderen Betätigungen ver-
rechnet werden können. Schulbeispiel ist 
hier der gut verdienende Angestellte mit 
einer Vorliebe für teure Rennpferde, die 
er in seiner Freizeit züchtet. Leider erzielt 
der Zuchtbetrieb ständig Verluste. Wer-
den diese Verluste allerdings gegen die 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit 
verrechnet, kann sich unser Angestell-
ter über satte Steuergutschriften freuen 
und so die Verluste aus seinem Hobby 
halbieren. Mit „Liebhaberei“ ist also die 
besondere Vorliebe eines Steuerpflich-
tigen für eine bestimmte Tätigkeit ge-
meint, die er nicht primär zur Erzielung 
von Einkünften sondern vor allem aus 
anderen Beweggründen ausübt.

Die in der Liebhabereiverordnung zu-
sammengefassten Bestimmungen sol-
len daher – vereinfacht gesprochen – 
verhindern, dass sich Menschen ihr  

der Zeitpunkt der Leistungserbringung, 
unabhängig vom Zeitpunkt der Rech-
nungsausstellung.

Die eingereichte Zusammenfassende 
Meldung ist – wie die Umsatzsteuer-
voranmeldung – innerhalb eines Monats 
(gerechnet ab Erkennen des Fehlers) zu 
berichtigen, wenn die abgegebene Zu-
sammenfassende Meldung unrichtig 
oder unvollständig ist. Eine Berichtigung 
in einem der folgenden Meldezeiträume 
ist nicht zulässig.

Achtung: Für 
die verspäte-
te Abgabe der 
Zusammenfas-
senden Mel-
dung kann ein 

Verspätungszuschlag von bis zu 1% der 
zu meldenden Bemessungsgrundlagen, 
höchstens aber € 2.200,-- pro Zusam-
menfassender Meldung festgesetzt 
werden!

Nach derzeitiger Rechtslage handelt es 
sich bei der Zusammenfassenden Mel-
dung um eine bloße Formvorschrift, die 
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Die Daten der Zusammenfas-
senden Meldung für den Melde-
zeitraum März 2019 sind auf elek-
tronischem Wege bis spätestens 
30. April 2019 an das Finanzamt 
zu übermitteln.



�����������

3

��������
�	
	��


Hobby über Steuergutschriften aus ih-
rem Hauptberuf mitfinanzieren. Die Ver-
ordnung unterscheidet dabei zwischen 
zwei Fällen: Betätigungen, die grund-
sätzlich als Einkünfte qualifiziert werden 
(Einkünftevermutung), und solche, für 
die eine widerlegbare Liebhabereiver-
mutung gilt.

�����	��������
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Eine zentrale Rolle kommt in der Ver-
ordnung drei Betätigungsfeldern zu, 
bei deren Vorliegen das Bestehen von 
Liebhaberei vermutet wird, sofern da-
bei Verluste entstehen. Dabei handelt 
es sich um 

 � die Bewirtschaftung von Wirt-
schaftsgütern, die sich besonders 
für eine Nutzung im Rahmen der 
eigenen Lebensführung eignen (zB 
Luxusgüter wie Pferderennstall oder 
Sammlertätigkeit);

 � Tätigkeiten, die auf besondere Nei-
gungen in der Lebensführung zu-
rückzuführen sind (zB Sporttrainer, 
Reiseschriftsteller oder Weinsemi-
narveranstalter) oder

 � die Vermietung von Eigenheimen 
und Eigentumswohnungen.

Diese gesetzliche Liebhabereivermu-
tung kann der Steuerpflichtige jedoch 
widerlegen, wenn er darlegen kann, 
dass er mit seiner Betätigung in einem 
absehbaren Zeitraum einen Gesamt-
gewinn bzw einen Gesamtüberschuss 
bei Vermietungen erzielen wird. Dieser 
Zeitraum wird in der Verordnung aber 
nur für die Vermietung von Eigenheimen 
und Eigentumswohnungen genau defi-
niert. Demnach muss spätestens nach 20 
Jahren ab Beginn der Vermietung (bzw 

kann. In solchen Fällen wird in der Re-
gel die Vorlage einer Planungsrechnung 
verlangt, die in einem angemessenen 
Zeitraum einen Gesamtgewinn zeigen 
sollte. Auch hier ist nicht genau geregelt, 
welcher Zeitraum als angemessen gilt. Es 
kommt stets auf den Einzelfall an.

Ab dem Zeitpunkt, ab dem die Finanz-
behörde Liebhaberei annimmt, können 
Verluste aus dieser Tätigkeit nicht mehr 
gegen andere Einkünfte verrechnet oder 
auf künftige Jahre vorgetragen werden. 
Auf die Umsatzsteuer hat dies jedoch 
keine Auswirkung, sie ist nach den nor-
malen Bestimmungen zu ermitteln.

Ausnahme: Kommt die Liebhabereiver-
mutung zur Anwendung und kann sie 
vom Steuerpflichtigen nicht widerlegt 
werden, gilt sie auch für den Bereich 
der Umsatzsteuer. 

nach 23 Jahren ab dem ersten Anfall von 
Ausgaben) ein Gesamtüberschuss erzielt 
werden, damit keine Liebhaberei ange-
nommen wird. Bei den beiden anderen 
Tätigkeiten wird der Begriff „absehbarer 
Zeitraum“ von der Verordnung nicht de-
finiert und hängt somit sehr stark vom 
Einzelfall ab. Gelingt der Nachweis, gilt 
die Betätigung als Einkunftsquelle, und 
die entstandenen Verluste können steu-
erlich verwertet werden. Andernfalls 
greift die Liebhabereivermutung, und 
die Verluste bleiben „Privatvergnügen“ 
des Steuerpflichtigen.
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Fällt eine Betätigung nicht unter die 
eben erläuterte Liebhabereivermutung 
und ist sie von der Absicht veranlasst, 
einen Gesamtgewinn bzw Gesamt- 
überschuss zu erzielen, wird grundsätz-
lich das Vorliegen einer Einkunftsquelle 
vermutet.

Übt jemand eine Tätigkeit aus, die nicht 
unter die drei Gruppen der Liebhaberei-
vermutung fällt, nimmt die Finanzbehör-
de daher zunächst an, dass es sich um 
eine normale Einkunftsquelle handelt. 
Dies selbst dann, wenn dabei Verluste 
entstehen. Die Verluste der ersten drei 
Jahre ab Beginn der Betätigung (bzw 
fünf Jahre ab Anfallen der ersten Ausga-
ben) – sogenannte Anlaufverluste – blei-
ben sogar dann abzugsfähig, wenn sich 
später herausstellen sollte, dass ein Ge-
samtgewinn nicht erzielt werden kann. 
Erst wenn in einem solchen Fall auch 
nach Ablauf der Anlaufphase Verluste 
erzielt werden, kann die Finanzbehörde 
prüfen, ob – nach dem Gesamtbild der 
Verhältnisse – auch weiterhin von einer 
Einkunftsquelle ausgegangen werden 

 ����

Planen Sie eine Tätigkeit, für die 
die Liebhabereivermutung gilt, 
sprechen Sie rechtzeitig mit Ih-
rem Steuerberater! Er kann Sie 
dabei unterstützen, Planungs-
rechnungen aufzustellen, um he-
rauszufinden, ob es sich steuerlich 
um eine Einkunftsquelle oder um 
Liebhaberei handelt. 

Ebenso kann er Ihnen bei „norma-
len“ Betätigungen helfen, wenn 
das Finanzamt nach einigen Ver-
lustjahren Planungsrechnungen 
betreffend das Erzielen eines Ge-
samtüberschusses vorgelegt ha-
ben möchte.
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Aufgrund eines Initiativantrages vom 
30.1.2019 wurde das Arbeitsruhe- 
gesetz (ARG) angepasst, um eine 
Entscheidung des EuGH umzusetzen.
Daraus resultierend wurde der „per-
sönliche Feiertag“ geschaffen.

Der EuGH hat in seinem Urteil vom 
22.1.2019 (C-193/17, Cresco Investi-
gation) festgehalten, dass die österrei-
chische Rechtslage betreffend des Kar-
freitags eine ungerechtfertigte Diskrimi-
nierung aufgrund der Religion darstellt.

Aufgrund des Umstandes, dass nur An-
gehörige bestimmter Religionsgemein-
schaften in den Genuss dieses gesetz-
lichen Feiertages gelangten, musste der 
Gesetzgeber eine diskriminierungsfreie 
und unionsrechtskonforme Lösung her-
beiführen.

Mit der Anpassung des ARG wurde der 
alte § 7 Abs 3 ARG, in welchem der Kar-
freitag als Feiertag für bestimmte Kon-

Mit der nunmehr eingeführten neuen 
Bestimmung wird jedoch ein einseitiges 
Antrittsrecht pro Arbeitnehmer pro Ur-
laubsjahr statuiert, welches grundsätz-
lich unabhängig von einem bestimmten 
Anlass ist. Demnach kann ein Arbeitneh-
mer pro Urlaubsjahr einen Tag als Ur-
laubstag einseitig bestimmen.

Der Arbeitnehmer hat den Zeitpunkt 
spätestens 3 Monate im Vorhinein 
schriftlich bekannt zu geben. Um die 
Möglichkeit zu geben, dass bereits der 
Karfreitag 2019 als persönlichen Feier-
tag konsumiert werden kann, wurde 
festgehalten, dass in den ersten 3 Mo-
naten ab in Kraft treten der gesetzlichen 
Bestimmung die Vorankündigungsfrist 
auf 2 Wochen verkürzt wird.

Der vom Arbeitnehmer so definierte 
und beantragte Urlaubstag stellt sohin 
den „persönlichen Feiertag“ für den 
Arbeitnehmer dar. Es handelt sich um 
keinen zusätzlichen Urlaubstag, sondern 
der Arbeitnehmer kann diesen Tag aus 
seinem bestehenden Urlaubskontingent 
auswählen.

Hat der Arbeitnehmer einen entspre-
chenden Antrag gestellt, steht es dem 
Arbeitnehmer frei, auf Ersuchen des 
Arbeitgebers den beantragten Urlaub 
nicht anzutreten.

In diesem Fall besteht weiterhin ein An-
spruch auf diesen Urlaubstag im allge-
meinen Urlaubskontingent. Zusätzlich 

fessionen festgehalten wurde, ersatzlos 
aufgehoben.

Als Ersatz für diesen wegfallenden ge-
setzlichen Feiertag wurde ein neuer § 7a 
ARG, welcher grundsätzlich für alle Ar-
beitnehmer gilt.

Vorweg ist festzuhalten, dass dieser Pa-
ragraph mit der Überschrift „Einseitiger 
Urlaubsantritt („persönlicher Feiertag“)“ 
umschrieben wurde.

Bereits aus dieser Formulierung ist er-
sichtlich, dass die gegenständliche Re-
gelung im ARG, deplatziert wirkt, und 
eine Einbettung dieser Bestimmung im 
Urlaubsgesetz (UrlG) angemessener ge-
wesen wäre.

In dieser Bestimmung wird festgehalten, 
dass der Arbeitnehmer unter bestimmten 
Voraussetzungen das Recht auf einen 
einseitigen Urlaubsantritt hat. Bei einer 
Dienstzeit von unter 25 Jahren steht 
einem Arbeitnehmer pro Urlaubsjahr ein 
Urlaubsanspruch von 30 Werktagen (25 
Arbeitstagen) zu. Eine Konsumation des 
Urlaubsanspruches setzt grundsätzlich 
eine Übereinkunft zwischen Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer über Zeitpunkt 
und Ausmaß der Urlaubskonsumation 
voraus (Urlaubsvereinbarung).

Ein einseitiger Urlaubsantritt ist grund-
sätzlich nur in bestimmten gesetzlich 
genau definierten Fällen (etwa nach 
Ausschöpfung des Pflegefreistellungs-
anspruches) möglich.
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kann jedoch der Arbeitnehmer für die 
Arbeitsleistungen an diesem Tag neben 
dem Urlaubsentgelt auch das für die 
geleistete Arbeit gebührende Entgelt 
verlangen.

Kommt es zu einer freiwilligen Arbeits-
leistung an dem ursprünglich beantrag-
ten persönlichen Feiertag, so ist das 
Recht des einseitigen Urlaubsantrittes 
für dieses Urlaubsjahr jedenfalls konsu-
miert.

Der Urlaubstag selbst gilt allerdings 
nicht als verbraucht und kann zu einem 
späteren Zeitpunkt konsumiert werden, 
wofür jedoch eine Urlaubsvereinbarung 
notwendig ist.

Sofern ein Arbeitnehmer von seinem 
einseitigen Urlaubsantrittsrecht in einem 
Urlaubsjahr nicht Gebrauch macht, 
besteht keine Möglichkeit, diesen An-
spruch auf ein folgendes Urlaubsjahr zu 
übertragen.

Ein Ablehnungsrecht des Arbeitgebers 
hinsichtlich des begehrten persönlichen 
Feiertages ist gesetzlich ebenso wenig 
vorgesehen wie eine Interessenabwä-
gung.

Ein Arbeitgeber wird daher den einsei-
tigen Urlaubsantritt nur in speziellen 
Ausnahmefällen ablehnen können, in 
denen der begehrte einseitige Urlaubs- 

antritt in Schikaneabsicht durch den 
Arbeitnehmer erfolgt. Denkbar wäre in 
diesem Zusammenhang, dass der Ar-
beitnehmer den Urlaubstag bewusst am 
umsatzstärksten Geschäftstag begehrt, 
und die einzige Motivation darin liegt, 
den Arbeitgeber dadurch zu schädigen.

Der Antrag auf den einseitigen Urlaubs-
antritt muss grundsätzlich schriftlich er-
folgen. Möchte ein Arbeitnehmer ohne 
ein vorheriges Ersuchen des Arbeitge-
bers von seinem bekannt gegebenen 
einseitigen Urlaubsantritt zurücktreten, 
so bedarf dies der Zustimmung des 
Arbeitgebers. Wird diese Zustimmung 
erteilt, so treten die entgeltrechtlichen 
Konsequenzen des § 7a Abs 2 ARG 
(doppeltes Entgelt) nicht ein.

Abschließend wurde noch im ARG fest-
gehalten, dass Bestimmungen in Nor-
men der kollektiven Rechtsgestaltung, 
die nur für Arbeitnehmer, die den evan-
gelischen Kirchen AB und HB, der alt- 
katholischen Kirche oder der evange-
lisch-methodistischen Kirche angehö-
ren, und Sonderregelungen für den Kar- 
freitag vorsehen, unwirksam und künf-
tig unzulässig sind.

Ob ein derartiger Eingriff in die kollektive 
Rechtsgestaltung zulässig ist, muss wohl 
erst die Rechtsprechung klären.

*��+,�����������
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Bei einer Dienstzeit von bis 25 Jah-
ren hat ein jeder Arbeitnehmer einen  
Urlaubsanspruch von 30 Werktagen 
(25 Arbeitstagen). 

Für den Verbrauch des Urlaubes ist zwi-
schen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
eine Vereinbarung notwendig, welche 
unter Rücksichtnahme auf die Erforder-
nisse des Betriebes und die Erholungs-
möglichkeiten des Arbeitnehmers abzu-
schließen ist.

Die Vereinbarung des Urlaubs hat so 
zu erfolgen, dass der Urlaub möglichst 
bis zum Ende des Urlaubsjahres, in dem 
der Anspruch entstanden ist, verbraucht 
werden kann.

Die Intention des Urlaubsgesetzes legt 
daher nahe, dass ein „Horten“ von Ur-
laubsansprüchen nicht gewünscht ist. 
Sollte ein Arbeitnehmer jedoch seine Ur-
laubsansprüche innerhalb des Urlaubs-
jahres nicht vollständig verbrauchen, so 
verfallen diese nicht automatisch.

Die einzige Sanktion, die der Arbeitneh-
mer befürchten muss, ist die Verjährung 
des Urlaubsanspruches.

Gemäß § 4 Abs 5 Urlaubsgesetz ver-
jährt der Urlaubsanspruch nach Ablauf 
von zwei Jahren ab dem Ende des Ur-
laubsjahres in dem er entstanden ist. 
Diese Frist verlängert sich bei einer In-
anspruchnahme einer Karenz nach dem 
Mutterschutzgesetz/Väterkarenzgesetz. 
Weiters wurde in der Rechtsprechung 
ausjudiziert, dass für den Zeitraum 
eines Krankenstandes, Urlaubsansprü-
che nicht verjähren können.

Gesetzlich nicht ausdrücklich geregelt 
wurde die Frage, ob der Arbeitgeber 
den Arbeitnehmer auf die drohende 
Verjährung des Urlaubes ausdrücklich 
hinweisen muss.

Diesbezüglich könnte es nun zu einer 
Änderung der Rechtslage aufgrund 
von zwei aktuellen Entscheidungen des 
EuGH kommen.

In den Entscheidungen vom 6.11.2018 
(C-619/16 und C-684/16) wurde fest-
gehalten, dass der Arbeitgeber den Ar-
beitnehmer in die Lage versetzen muss, 
dass dieser seine Ansprüche auch wahr-
nehmen kann. Dies kann etwa dadurch 
geschehen, dass der Arbeitgeber den 
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Arbeitnehmer ausdrücklich auffordert, 
seinen bezahlten Jahresurlaub zu neh-
men.

In dieser Aufforderung hat ein Hinweis 
auf den möglichen Verfall bzw die Ver-
jährung des Urlaubsanspruches enthal-
ten zu sein.

Der Beweis für die Aufklärung liegt beim 
Arbeitgeber.

Gelingt dieser Nachweis nicht, so kann 
ein Verfall des Urlaubs nicht eintreten 
und es gebührt eine finanzielle Abgel-
tung.

In den Ausgangsverfahren trat der Ver-
fall bereits nach einem Jahr ab dem 
Ende des jeweiligen Urlaubsjahres ein 
und war für nicht konsumierten Ur-
laub keine finanzielle Entschädigung 
vorgesehen. In Österreich besteht aber 
bei nicht konsumiertem Urlaub ein An-
spruch auf Urlaubsersatzleistung, sofern 
kein unberechtigter Austritt vorliegt. 
Weiters beträgt die Verjährungsfrist  
2 Jahre. Ob daher diese Rechtsprechung 
auch unmittelbar auf das österreichische 
Urlaubsrecht übertragbar ist, bleibt ab-
zuwarten.

Will man diesbezüglich kein Risiko ein-
gehen, wird in Zukunft der Arbeitgeber 
die Arbeitnehmer nachweislich über die 
Notwendigkeit der Konsumation des Ur-
laubes informieren müssen.

In dieser Information wird auch ein Hin-
weis auf die ansonsten drohende Ver-
jährung aufzunehmen sein.

„Ein Pilot steuert ein Flugzeug zum Ziel-
flughafen.

Ein Pilotkunde steuert ein neues Pro-
dukt erfolgreich in den gewünschten 
Zielmarkt.“

Daher haben Pilotkunden eine hohe 
Verantwortung und ein Hersteller einer 
Innovation sollte nicht zu beliebig bei 
der Wahl seiner Pilotkunden vorgehen. 

Neue bzw innovative Produkte und 
Dienstleistungen sollen besonders auf 
die Zielgruppe zugeschnitten sein, die 
auch gerne in einer Frühphase kaufen 
(sog „Early-Adopter“).

Da ist es naheliegend, diese „frühen 
Interessenten und Käufer“ gleich in die 
Produktentwicklung mit einzubeziehen, 
damit man nicht am Markt vorbei ent-
wickelt. 

Somit spricht man entweder bestehende 
Schlüsselkunden oder potenzielle Kun-
den der Zukunft, die tendenziell „Early-
Adopter“ sind, als Pilotkunden für seine 
Innovationen an. 

Es entsteht eine WIN-WIN-Situation. Der 
Pilotkunde kann als erster Kunde den 
Nutzen der Produkte und Dienstleis- 
tungen erhalten und gibt als Gegenleis- 

tung entsprechendes Feedback, damit 
das Produkt in die richtige Richtung wei-
terentwickelt werden kann und letzten 
Endes wird damit die Innovation auch 
auf die Bedürfnisse der Pilotkunden 
zugeschnitten. Der letzte Punkt ist auch 
gleich die Kehrseite der Medaille. Denn 
es besteht natürlich die Gefahr, dass 
das Produkt genau auf die Pilotkunden 
ausgerichtet wird und letztlich für den 
dann „großen Markt“ trotzdem nicht 
geeignet ist.

Aus diesem Grund ist die Wahl der Pilot-
kunden entscheidend für den späteren 
Erfolg. 

Darüber hinaus sind Vereinbarungen mit 
Pilotkunden zu treffen, da diese ja sehr 
früh über die neuen Technologien erfah-
ren und sich die Innovationen noch in 
einer äußerst sensiblen Phase befinden. 
Der Pilotkunde kann dafür selbst seine 
Vorteile ziehen. 

Ein innovatives Unternehmen muss 
grundsätzlich entscheiden, ob es bes-
ser ein „minimal viable product (MVP)“ 
(also ein Produkt mit minimal ausgestat-
teten Funktionalitäten, das bereits über-
lebensfähig ist) im bestehenden Markt 
real testet oder auf Pilotkunden setzt. 
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Bei einem Markttest mit einem MVP 
empfindet sich der Kunde keinesfalls als 
Pilotkunde. Dieser ist vielmehr ein Kun-
de, der früh aufspringt und automatisch 
mit seinem Verhalten Feedback zur Wei-
terentwicklung gibt. Ein Pilotkunde ist 
hingegen bewusst zum Fertigentwickeln 
des Produktes eingebunden, damit von 
vornherein der potenzielle Markt ziel-
genauer getroffen wird. Der Unterschied 
zum MVP ist somit, dass der Pilotkunde 
weiß, dass er ein solcher ist und dass es 
somit eine Vereinbarung zu geben hat, 
wo normiert wird, wie die frühe Nut-
zung des Produktes gegen das Feedback 
zur Verbesserung getauscht wird. Ein Pi-
lotkunde gibt ein qualitatives Feedback 
und ist bereit, sein Nutzungsverhalten 
und die Meinung hinsichtlich der Nut-
zenstiftung darüber mit dem produzie-
renden Unternehmen so zu teilen, damit 
Schritt für Schritt noch leistungsfähigere 
Funktionalitäten entwickelt werden 
können, um letzten Endes dann den 
Markt zu begeistern.

Daher muss sich ein innovatives Unter-
nehmen stets die Frage stellen, ob dieser 
Tausch von Nutzen zu Feintuning-Input 
zu einer WIN-WIN-Situation führt. Ist 
dies der Fall, so ist die Entwicklung des 
Produktes unter Einbezug von Pilotkun-
den sinnvoll. 

Pilotkunden sind bestehende an Innova-
tionen interessierte Stammkunden oder 
gänzlich neue Kunden, die das Produkt 
testen. Besteht eine Imparität in der 
WIN-WIN-Situation zu einer Art von Pi-
lotkunden, so ist diese auszugleichen. 

Daher ist zu klären: 

 � Wer für das Produkt bezahlt – dh 
zahlt man den Kunden für das Tes- 
ten oder zahlt der Kunde für die In-
novation?

 � Ist das Produkt nach dem Testen zu-
rückzustellen oder darf die Innovati-
on weiter genutzt werden?

 � Erhält der Pilotkunde jedes weiter-
entwickelte Produkt bzw automa-
tisch nach Fertigentwicklung das 
fertig entwickelte Produkt?

 � Wie stark muss das Produkt an spezi-
fische Bedürfnisse, die nur der Pilot-
kunde hat, angepasst werden?

In erster Linie sollte ein Kriterienkatalog 
entwickelt werden, nach dem Pilotkun-
den ausgewählt werden können. Es hilft 
hierbei, die folgenden Fragen zu beant-
worten:

lich etwas für das Produkt zahlen will. 
Das Produkt sollte in der Regel zuerst 
so weit entwickelt werden, damit der 
Pilotkunde jedenfalls schon bereit ist, 
marktgerecht für den Nutzen zu bezah-
len. Denn auf diesem Wege wird das 
Marktpotenzial erheblich besser ausge-
lotet.

"	������������
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Der Oberste Gerichtshof (OGH) befasste 
sich in seiner Entscheidung 7Ob 38/17i 
mit der Haftungsfrage bei Gutachten für 
Immobilien und setzte sich darin auch 
mit den Meinungen von Rechtsgelehrten 
in der Literatur auseinander. Dieser Ent-
scheidung lag der Kauf eines Einfamili-
enhauses zugrunde. Ein Sachverständi-
ger erstellte für dieses Gebäude einen 
Energieausweis, dessen Kennzahl nicht 
den Tatsachen entsprach. Aus Sicht des 
Käufers war das erworbene Gebäude 
anstelle des bezahlten Kaufpreises von 
€ 190.000,-- bloß € 100.000,-- wert. Für 
den Käufer war der unrichtige Energie-
ausweis Grundlage der Kaufentschei-
dung, daher wollte er sich daraufhin so-
wohl an dem Verkäufer als auch an dem 
Sachverständigen schadlos halten: der 
neue Eigentümer begehrte von diesem 
Sachverständigen jene Kosten, die er für 
die Sanierung des Hauses benötigte, um 

 � Wie viele Pilotkunden braucht es, 
um ein ausreichend vielfältiges aber 
auch eindeutiges Feedback für den 
Markteintritt zu erhalten?

 � Wie repräsentativ sind die Pilotkun-
den für den Einstiegsmarkt? Der 
größte Fehler besteht sicher darin, 
dass man Pilotkunden wählt, die 

letztlich den Einstiegsmarkt zu wenig 
repräsentieren. Daher ist der bereit-
willigste Pilotkunde, der vielleicht aus 
eigenem Kalkül testen will, womög-
lich nicht der beste Pilotkunde, der 
dann auch den Markt repräsentiert.

 � Wie gut kann der Pilotkunde das 
Produkt im Realbetrieb testen und 
wie konstruktiv wird der Pilotkun-
de das Feedback geben können? 
Denn wenn der Pilotkunde theore-
tisch bereits ein hundertprozentig 
funktionierendes Produkt benötigt, 
um einen Nutzen zu ziehen, so wird 
dieser nicht geeignet sein, Problem-
feedback zu geben. Ein Pilotkunde 
muss bereit sein, Probleme in Kauf 
zu nehmen und diese gemeinsam 
konstruktiv über Feedbackschleifen 
einer Lösung zuzuführen. Und Pilot-
kunden sollten nach der Bereitschaft 
ausgewählt werden, auch spielerisch 
verschiedene Varianten zu testen. Es 
muss bewusst sein, dass das Varian-
tentesten Lernkosten auf beiden Sei-
ten verursacht.

Es sagt etwas darüber aus, wenn ein 
Pilotkunde – trotz der noch zu investie-
renden Zeit fürs Feedback – nicht zusätz-
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Energieausweis 
die Grundlage 
für die Kaufent-
scheidung eines 
Dritten war: 
es war für den 
S a c h v e r s t ä n -
digen voraus-
sehbar und hat 
er auch objektiv 
damit rechnen 
müssen, dass 
sein Gutachten 
die Grundlage 

für den Erwerb der Immobilie bildet, 
so der OGH. Der Sachverständige hat 
dem klagenden Käufer die Kosten für 
die Erstellung eines richtigen Energie-
ausweises zu ersetzen. 

Die Kosten für die erhöhten Heizkosten 
in der Vergangenheit und die Kosten für 
die thermische Sanierung des Hauses, 
um den im unrichtigen Energieausweis 
vorhandenen Heizwärmebedarf über-
haupt erreichen zu können, müssen 
nicht vom Sachverständigen des Ener-
gieausweises ersetzt werden, wohl aber 
vom Verkäufer des Hauses, so der OGH.

Diese Entscheidung war nicht das erste 
Mal, dass der OGH sich mit der Haf-

tung eines Sachverständigen gegen-
über einem Dritten befasste. Bereits in 
früheren Entscheidungen sprach der 
OGH aus, dass ein Sachverständiger als 
Ersteller eines Gutachtens gegenüber 
Dritten haftet, wenn davon auszuge-
hen ist, dass das Gutachten für eine 
Entscheidung eines Dritten eine Rolle 
spielen wird. So hat der OGH zum Bei-
spiel im Falle eines Verkehrswertgutach-
tens, das mit dem Zweck „zur Vorlage 
bei der Bank“ über den Verkehrswert 
eines Grundstücks erstattet wurde, judi-
ziert, dass der Gutachter gegenüber der 
Bank für die Richtigkeit seines Gutach-
tens haftet. Dies, weil dem Gutachter 
bewusst sein musste, dass die Bank – 
etwa wegen einer Hypothek oder Kre-
ditvergabe – auf den Inhalt des Gutach-
tens vertraut.  

Sachverständige müssen sich bei der 
Erstattung eines Gutachtens oder einer 
Bewertung immer bewusst sein, dass 
ihr Gutachten auch (in der Zukunft) 
dritten Personen bekannt wird und für 
diese eine wesentliche Entscheidungs-
grundlage – wie eben zB bei einem Kauf 
der begutachteten Sache – bildet und 
diese Dritten daher auf den Inhalt und 
die Richtigkeit des Gutachtens oder der 
Bewertung vertrauen. 

jenen Heizwärmebedarf zu erreichen, 
welcher im unrichtigen Energieausweis 
ausgewiesen war. Weiters forderte er die 
bereits bezahlten erhöhten Heizkosten 
sowie die Kosten für die Erstellung eines 
richtigen Energieausweises.

Der OGH sprach in seiner Entscheidung 
aus, dass es wesentlich ist, zu welchem 
Zweck ein Gutachten erstellt wurde. Der 
Gutachtensauftrag ist der Maßstab, an 
dem die Tauglichkeit und Richtigkeit des 
Gutachtens gemessen wird und aus dem 
Gutachtensauftrag ergibt sich auch, wel-
che Interessen Dritter geschützt werden. 
Einen Sachverständigen trifft eine Sorg-
faltspflicht zugunsten Dritter (in diesem  
Fall: Käufer), weil sein „Gutachten“ 
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